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Nr. 18 / 7.12.1998

Die Arbeitsmarktsituation von EU-Bürgern
und Angehörigen von Drittstaaten

In der Europäischen Union betrug 1996 die Zahl der ausländischen Arbeitskräfte ca. 7,8 Millionen,
fast 3 Millionen davon waren Angehörige von EU-Mitgliedstaaten. Letztere sind den einheimischen
Arbeitskräften rechtlich gleichgestellt. EU-weit beträgt der Anteil der Arbeitskräfte aus anderen
Mitgliedstaaten unter 2 Prozent (vgl. Graphik).

Die Situation von In- und Ausländern hinsichtlich Arbeitslosigkeit, Beschäftigung und Selbständig-
keit unterschied sich sehr deutlich. Die Arbeitslosenquoten der ausländischen Staatsangehörigen
übertrafen generell die der Ein-
heimischen, die Arbeitslosen-
quoten von EU-Ausländern la-
gen in vielen Ländern zwischen
den entprechenden Quoten
von Inländern und Ausländern
aus Drittstaaten.

Auch die Beschäftigungsquo-
ten von Ausländern wichen von
den Quoten der Inländer ab.
Insbesondere die Beschäfti-
gungsquoten von Frauen aus
Drittstaaten waren niedrig. In
Verbindung mit ihrer überpro-
portionalen Arbeitslosigkeit
deutet dies auf eine besonders
problematische Arbeitsmarkt-
lage hin.

In einigen Ländern wagten EU-
Ausländer im Vergleich zu Ein-
heimischen und Drittstaaten-
Angehörigen häufiger den
Schritt in die berufliche Selb-
ständigkeit.

Melanie Kiehl, Heinz Werner
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1. Arbeitskräftewanderung und europäische
Integration 2)

Die Arbeitsmarktsituation von EU-Bürgern
und Angehörigen von Drittstaaten 1)

Die Freizügigkeit für Arbeitnehmer,
d.h. die Möglichkeit für EU-Ange-
hörige, rechtlich mit Inländern
gleichgestellt eine Beschäftigung in
einem anderen Mitgliedsland zu su-
chen und dort zu arbeiten, ist eine
der wesentlichen Errungenschaften
der europäischen Integration. Die
Freizügigkeit gilt seit 1968 für Ar-
beitnehmer und deren Familienan-
gehörigen aus den sechs Gründer-
staaten (BE, DE, FR, IT, NL, LX),
nach der Erweiterung seit 1973 auch
für UK, IR und DK. Für griechische
Arbeitnehmer gilt die Freizügigkeit
seit 1987, nach einer Übergangszeit
seit 1992 auch für Portugal und Spa-
nien. Bei der Erweiterung 1995 um
AT, SE und FI wurde sofort die vol-
le Freizügigkeit für diese Länder ge-
währt. Die Freizügigkeitsrechte gel-
ten nicht nur für die Arbeitnehmer,
sondern analog auch für Selbstän-
dige. Die Niederlassungsfreiheit
gibt EU-Bürgern die gleichen Rech-
te wie Inländern im Zugang, Aufent-
halt und bei der Gründung einer
selbständigen Tätigkeit in einem
anderen EU-Land. In Folge der
Binnenmarktentwicklung wurde die
Freizügigkeit auch auf Nichter-

werbstätige wie Studenten und
Rentner ausgedehnt und die gegen-
seitige Anerkennung der Berufsab-
schlüsse geregelt.

Trotz des langen Bestehens der
Freizügigkeitsregelung gibt es bis-
her noch wenig gesicherte Daten
darüber, wie sie sich hinsichtlich der
Beschäftigung von EU-Angehöri-
gen in den Mitgliedstaaten ausge-
wirkt hat. Die Europäische Arbeits-
kräfteerhebung ermöglicht, ver-

gleichbare Angaben zwischen den
Ländern zu machen.3 Sie wurde bis-
her zu Fragen der Arbeitskräfte-
wanderungen in der EU kaum aus-
gewertet. Zwei Fragen wird hier
nachgegangen: (1) Wie viele EU-
Bürger arbeiten in den anderen Mit-
gliedsländern und wie haben sich
die Wanderungsbewegungen zwi-
schen den EU-Ländern und aus
Drittländern entwickelt? (2) Welche
Unterschiede ergeben sich am Ar-
beitsmarkt zwischen Einheimi-
schen, EU-Bürgern und Staatsange-
hörigen aus Drittstaaten?

1 Dieser Kurzbericht basiert auf einer Studie, die im Rahmen eines Kooperationsprojekts
zwischen IAB und Eurostat erstellt wurde (vgl. Melanie Kiehl/Heinz Werner (1998): Die
Arbeitsmarktsituation von EU-Bürgern und Angehörigen von Drittstaaten, IAB-Werkstatt-
bericht Nr. 7).
2 Dieser Zusammenhang ist ausführlich dargestellt in: Heinz Werner (1994): Wirtschaftli-
che Integration und Arbeitskräftewanderungen: Das Beispiel Europa, in: MittAB Nr. 3, S.
232 ff. und Alexandros Tassinopoulos/Heinz Werner (1998): Mobility and Migration of
Labour in the European Union, in: CEDEFOP (European Communities) (1998): Mobility
and Migration of  Labour in the European Union and their specific Implications for Young
People, Luxembourg

3 Die Arbeitskräfteerhebung der Europäischen Union ist eine Haushaltsbefragung auf
Stichprobenbasis, die seit 1983 in den Mitgliedsländern durchgeführt wird. Sie stellt eine
wichtige statistische Informationsquelle für Arbeitsmarktfragen dar, da sie auf einer für
alle Länder im wesentlichen gleichen und damit vergleichbaren Grundlage beruht. In
Deutschland ist die Europäische Arbeitskräfteerhebung Teil des Mikrozensus.

2. Ausländische Arbeitskräfte in der EU

1996 befanden sich ca. 7,8 Millio-
nen ausländische Arbeitskräfte in
den Mitgliedstaaten der Europäi-
schen Union (vgl. Tabelle 1 auf S. 4).
Dies entspricht einem Anteil an den
Arbeitskräften von knapp 5%. Da-
von lebten in den bevölkerungs-
reichsten Ländern Deutschland,
Frankreich und Großbritannien fast
vier Fünftel (78%). Die höchsten
Ausländeranteile an Arbeitskräften
zeigten sich in Luxemburg (40%),
Österreich (9,8%), Deutschland
(8,9%) und Belgien (8,2%) (vgl.
Titelgraphik).

Seit 1983 hat sich die Zahl der aus-
ländischen Arbeitskräfte in fast al-
len Mitgliedstaaten deutlich erhöht.
Da im gleichen Zeitraum auch ein
Anstieg an inländischen Arbeits-
kräften zu verzeichnen war, sind die
Anteilswerte fast unverändert ge-
blieben.

Fast 3 Millionen aller ausländischen
Arbeitskräfte waren EU-Bürger, was
einem Anteil von weniger als 2% an
der Gesamtzahl der Arbeitskräfte
entspricht. In den meisten EU-Län-
dern machten deshalb Ausländer aus
Drittstaaten über die Hälfte der aus-
ländischen Arbeitskräfte aus. Nur in
Luxemburg (u.a. wegen der dort an-
sässigen Institutionen der Europäi-
schen Union), Irland (aufgrund vie-
ler britischer Arbeitskräfte) und in
Belgien bildeten EU-Angehörige die
Mehrheit der ausländischen Arbeits-
kräfte. Vergleichsweise hohe Antei-
le an EU-Ausländern fanden sich al-
lerdings auch in den Niederlanden,
in Schweden und Großbritannien
(vgl. Tabelle 1).
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Tabelle 1
Zahl der ausländischen Arbeitskräfte nach Aufnahme- und Herkunftsland (Nationalität) 1996  (in 1000)

Nationalität EU-Staaten (Aufnahmeländer)

der Arbeitskräfte AT BE DE DK ES FI FR GR IR IT LX NL PO SE UK Summe

Österreich 0,2  204,1 0,8  0,6  - 1,1 0,4  - 0,7  0,2  2,3  - 0       2,0 212,3 

Belgien 0,3  9,7 0,3  1,9  - 19,4 0,1  0,2  0,3  5,9  23,8  0,4  0,3  4,0 66,7 

Deutschland 34,7  11,1  3,9  8,4  0,3  31,5 1,5  2,2  3,8  4,6  39,6  - 9,0  33,1 183,7 

Dänemark - 1,0  11,9 0,7  0,3  1,9 - 0,4  0,4  1,1  1,7  1,6  8,6  5,1 34,6 

Spanien 0,2  19,8  87,0 0,1  0,6  86,0 0,1  0,6  0,5  1,7  7,6  3,0  1,5  22,4 231,4 

Finnland 0,3  0,3  8,0 1,8  0,2  0,4 0,1  - - 0,2  2,0  - 59,6  2,1 74,9 

Frankreich 1,7  40,2  60,8 0,4  7,2  - 0,9  2,0  3,4  8,1  4,4  2,3  0,4  32,4 164,1 

Griechenland 0,9  7,1  220,6 0,5  - - 1,1 - 1,5  0,5  1,3  - 2,3  9,1 245,0 

Irland - 1,0  11,9 1,4  0,8  - 2,1 0,1  0,5  0,5  1,5  - 0,6  241,1 261,6 

Italien 4,8  107,8  353,9 1,2  7,8  0,3  73,2 1,6  0,8  8,7  12,6  0,8  1,3  49,0 624,0 

Luxemburg 0,3  2,4  1,6 - - - 1,1 - - - 0,3  - - - 5,6 

Niederlande 0,4  34,5  67,1 1,2  3,8  - 7,7 0,4  1,0  0,3  1,9  0,2  0,9  14,4 133,8 

Portugal - 10,8  59,7 - 10,1  - 359,1 - 0,2  0,2  25,8  5,5  0,3  17,6 489,4 

Schweden 1,2  7,9  30,2 5,7  0,8  1,2  2,5 0,1  0,9  0,3  2,3  0,1  11,2 64,5 

Großbritannien 3,4  10,1  71,1 6,6  9,8  0,2  28,1 2,6  34,5  2,1  2,2  25,9  1,1  5,9  203,5 

Summe EU-Ausländer 48,3  254,2  1197,8 24,1  51,9  3,0  615,3 8,0  41,9  14,7  61,7  130,7  9,5  90,7  443,5 2995,0 

Ausländer aus Drittstaaten 325,0  87,5  2271,8 38,4  71,9  16,3  986,9 67,4  10,9  83,3  6,5  149,9  43,9  103,7  566,8 4830,2 

Summe aller Ausländer 373,3  341,7  3469,6 62,5  123,8  19,2  1602,2 75,4  52,8  97,9  68,2  280,5  53,3  194,3  1010,3 7825,2 

Quelle: Eurostat Labour Force Survey 1996, eigene Berechnung
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Hier ist allerdings darauf hinzuwei-
sen, daß die Höhe der Zahl der aus-
ländischen Arbeitskräfte nicht nur
von der Zuwanderung und dem Ver-
bleib abhängt, sondern auch von den
Einbürgerungsbestimmungen. Denn
in Ländern, die es Ausländern ge-
nerell oder bestimmten Ausländer-
gruppen erleichtern, die Nationali-
tät des Gastlandes anzunehmen, be-
finden sich unter sonst gleichen Be-
dingungen folgerichtig weniger
Ausländer als in Ländern mit strik-
teren Einbürgerungsgesetzen. Ta-
belle 2 macht die unterschiedliche
Einbürgerungspraxis deutlich.4

Die Arbeitsmarktsituation von in-
und ausländischen Arbeitskräften
kann Hinweise auf die Integration
von Ausländern im Gastland geben.
Integration hat dann stattgefunden,
wenn in der Teilhabe an bestimm-
ten gesellschaftlichen Bereichen
kein Unterschied mehr besteht zwi-
schen vergleichbaren Gruppen von
Einheimischen und Ausländern. In
bezug auf den Arbeitsmarkt ist die
Integration umso besser vollzogen,
je ähnlicher sich die Erwerbsstruk-
turen (u.a. Arbeitslosenquote, Be-
schäftigungsquote, Selbständigen-
quote) von Inländern und Auslän-
dern geworden sind.5 Voraussetzung
für einen erfolgreichen Einglie-
derungsprozeß ist Rechtssicherheit
und Rechtsgleichheit für die Mi-
granten, einschließlich deren
Gleichbehandlung in der Praxis.

Arbeitslosigkeit

Arbeitslosigkeit ist ein wichtiger In-
dikator für die Integration von Aus-
ländern in den Arbeitsmarkt. Wie-
derholte oder langandauernde Ar-
beitslosigkeit birgt die Gefahr der
Marginalisierung und kann zu De-
qualifizierung führen. 1996 waren
fast 1,4 Millionen Ausländer in der
EU arbeitslos, davon stammten ca.
340.000 aus EU-Ländern (25%).
Die Arbeitslosenquote der ausländi-
schen Staatsangehörigen übertraf
durchweg die der  Inländer (Abbil-
dung 1). Insbesondere liegt die Er-
werbslosigkeit der Arbeitskräfte aus
Drittstaaten deutlich darüber und ist
mit der Ausnahme Irlands auch hö-
her als die Quote der EU-Bürger.

Bei den Quoten der EU-Angehöri-
gen im Vergleich zu den Einheimi-
schen sind die Verhältnisse nicht so
einheitlich. Die Länder lassen sich
in zwei Gruppen einteilen. In acht
Mitgliedstaaten - darunter Deutsch-
land und Großbritannien - lag die
Arbeitslosenquote von EU-Arbeit-
nehmern zwischen jenen der Inlän-
der und der Ausländer aus Dritt-
staaten. Die andere Gruppe, beste-
hend aus sechs Mitgliedstaaten -
darunter Frankreich -, unterscheidet
sich von der ersten dahingehend,
daß die Arbeitslosenquoten der EU-
Ausländer unter den Quoten der In-
länder lagen. Allein Irland nimmt
eine Sonderstellung ein: hier sind
EU-Ausländer stärker als andere
von Arbeitslosigkeit betroffen. Al-
lerdings muß darauf hingewiesen
werden, daß arbeitslose EU-Ange-
hörige häufig in ihre Heimatländer
zurückkehren und insofern die
Arbeitslosenstatistiken in ihrem bis-
herigen Beschäftigungsland entla-
sten.

Besonders besorgniserregend ist die
hohe Arbeitslosigkeit ausländischer
Jugendlicher, vor allem aus Dritt-
staaten. In einigen Ländern übertraf
auch die Jugendarbeitslosigkeit von
EU-Ausländern die der Inländer, für
die EU insgesamt war das aber we-
niger der Fall. Inländer in dieser
Altersgruppe hatten eine Arbeitslo-
senquote von 22%, EU-Ausländer
von 18%.

Die - von wenigen Ländern abgese-
hen - höhere Erwerbslosigkeit von
Frauen schlägt sich bei Auslände-
rinnen noch stärker nieder. So lag
in einigen Ländern ihre Arbeitslo-
senquote über derjenigen der auslän-
dischen Männer und in der gesam-
ten Union über der der einheimi-
schen Frauen. Allerdings wiesen in
der Regel EU-Ausländerinnen eine
geringere Arbeitslosigkeit auf als
Ausländerinnen aus Drittstaaten.

4 Wirft man einen Blick auf die vorherige Nationalität der Eingebürgerten, dann fällt auf,
daß es vor allem Bürger aus Nicht-EU-Staaten sind, die sich in der Vergangenheit einbür-
gern ließen. Zur Frage der Einbürgerungen vgl. Melanie Kiehl, Heinz Werner (1998),
a.a.O.  Werkstattbericht Nr. 7, S. 8 ff.

5 Neben den genannten Integrationsindikatoren können noch eine Reihe anderer genannt
werden, wie vor allem das Einkommen. Da das Einkommen aber nicht in der Arbeitskräfte-
erhebung erfaßt wird, bleibt es hier unberücksichtigt. Eine ausführliche Darstellung des
Integrationsbegriffs und der entsprechenden Indikatoren findet sich in: Heinz Werner
(1993): Integration ausländischer Arbeitnehmer in den Arbeitsmarkt, in: MittAB Nr. 3, S.
348 ff.

3. Arbeitsmarktsituation

Tabelle 2
Einbürgerungsrate 1)

in verschiedenen EU-Mitgliedstaaten

  1) Eingebürgerte als Anteil an der ausländischen
Bevölkerung im vorangegangenen Jahr

  2) inkl.  Einbürgerung von Migranten deutscher
Herkunft aus Osteuropa und der ehemaligen
Sowjetunion. Sie machen etwa zwei Drittel al-
ler Einbürgerungen aus.

   *)  1990

 **) 1992, Quelle OECD, SOPEMI, verschiedene
Jahrgänge

Land 1991 1993 1995

AT 2,8    2,3    2,1    

BE 0,2    1,8    2,8    

DE2) 2,7            3,1**) 4,5    

DK 3,4    2,8    2,7    

ES 1,3    2,1    1,5    

FR 2    2    2,7    

IT - 0,7    0,8    

LX        0,9*)            0,5**) 0,6    

NL 4,2    5,7    9,2    

SE 5,4    8,5    5,9    

UK 3,4    2,3    2,1    
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Beschäftigung

Neben der Arbeitslosigkeit bieten
auch Beschäftigungsquoten die
Möglichkeit, Abweichungen der
Arbeitsmarktposition zwischen In-
und Ausländern festzustellen. Die
Beschäftigungsquote ist der Anteil
der Erwerbstätigen an der Referenz-
bevölkerung. Als weiterer Indikator
der Integration sollte die Beschäf-
tigungsquote der ausländischen
Frauen Beachtung finden: Auslän-
dische Frauen haben es aus einer
Reihe von Gründen schwerer als
einheimische Frauen oder ausländi-
sche Männer, eine Beschäftigung zu
finden. Ihre Arbeitslosenquote liegt
in der Regel über der Insgesamt-
quote für Ausländer.

1995 lagen in der EU insgesamt die
Beschäftigungsquoten der EU-Bür-
gerinnen nahe denen der  einheimi-
schen Frauen (vgl. Abbildung 2).
Dagegen lagen die Quoten der Frau-
en aus Drittländern erheblich darun-
ter.6 Dieser Sachverhalt gilt für die
meisten EU-Staaten. In etwa der
Hälfte der Mitgliedstaaten hatten
EU-Ausländerinnen sogar noch hö-
here Beschäftigungsquoten als die
einheimischen Frauen.

Selbständigkeit

Ein weiterer Anhaltspunkt für die
Arbeitsmarktsituation von Auslän-
dern ist die berufliche Selbständig-
keit. Die Entscheidung, ein Unter-
nehmen zu gründen, kann in der
Regel nur nach einer gewissen
Kenntnis des lokalen Marktes, aus-
reichendem Eigenkapital oder ent-
sprechender Kreditwürdigkeit ge-
troffen werden. Sie deutet auch auf
ein Verbleiben auf Dauer im Auf-
nahmeland hin. Die Möglichkeit ei-
ner Betriebsgründung durch einen
Ausländer läßt eine gewisse Offen-
heit des Zugangs zu diesem Teil des
Arbeitsmarktes des Aufnahmelan-
des erkennen.
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Beschäftigungsquoten von Frauen in der EU
nach Nationalität und Alter 1995  - in Prozent

Abbildung 2

6 Unter Umständen spielt hierbei auch ein
nationalitätenspezifisch unterschiedliches
Erwerbsverhalten eine Rolle.
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In einigen Ländern - darunter
Deutschland, Frankreich und Groß-
britannien - haben sich die Selbstän-
digenquoten zwischen In- und Aus-
ländern angenähert (vgl. Tabelle 3).
Eine selbständige Tätigkeit ist bei
EU-Bürgern häufiger anzutreffen.
Ihre Selbständigenquote liegt in
manchen Ländern über der der In-
länder. Allerdings sagt eine derarti-
ge Quote noch nichts aus über die
Umstände der Entstehung (z.B. kann
Selbständigkeit auch aufgrund der
sonst schlechten Arbeitsmarktchan-
cen gewählt worden sein), über
Fluktuation, Betriebsgröße oder fi-
nanzielle Tragfähigkeit.

4. Fazit

Obwohl in der EU seit Anfang der
80er Jahre die absolute Zahl der aus-
ländischen Arbeitskräfte angestie-
gen ist, ist ihr Anteil an den Arbeits-
kräften insgesamt etwa gleich ge-
blieben. Dabei ist noch zu bemer-
ken, daß eine stärkere Zuwanderung
aus Drittländern als aus EU-Ländern
erfolgt ist. EU-weit liegt der Anteil
der Arbeitskräfte aus anderen Mit-
gliedstaaten unter 2%. Somit hat
sich im betrachteten Zeitraum die
Arbeitnehmer-Freizügigkeit nicht
sonderlich auf das Ausmaß der Be-
schäftigung von EU-Angehörigen in
den Mitgliedstaaten ausgewirkt.

Die Arbeitsmarktposition von Aus-
ländern in Europa, insbesondere von
Ausländern aus Drittstaaten, war
und ist ungünstiger als die der In-

länder - nicht jedoch immer die der
Ausländer aus EU-Mitgliedstaaten.
Arbeitsmarktprobleme von be-
stimmten Personengruppen (Frauen,
Jugendliche, gering Qualifizierte)
kumulieren bei Ausländern. Dies ist
bei allen 15 EU-Ländern der Fall
und hat sich in den letzten Jahren
kaum verbessert. Hohe Arbeitslosig-
keit, wie sie zur Zeit in vielen EU-
Mitgliedstaaten besteht, dürfte die
Situation der Ausländer auf dem
Arbeitsmarkt weiter verschlechtern.
Damit sind auch weiterhin verstärk-
te Integrationsbemühungen nötig,
wie beispielsweise bei der Bildungs-
beteiligung von ausländischen Ju-
gendlichen oder bei der Teilnahme
an Qualifizierungsmaßnahmen der
aktiven Arbeitsmarktpolitik.

Tabelle 3
Selbständigenquoten 1987 und 1995
nach Nationalität - in %

Quelle: Eurostat Labour Force Survey 1997 und 1995,
eigene Berechnung

1987 1995

Inländer 15,4   15,3   
BE Ausländer 13,7   16,4   

darunter EU 14,8   17,2   

Inländer 9,3   9,5   
DE Ausländer 6,7   8,2   

darunter EU 9,5   12,9   

Inländer 9,2   8,3   
DK Ausländer 7,3   9,9   

darunter EU 6,4   10   

Inländer 23,5   21,7   
ES Ausländer 24,1   26,3   

darunter EU 28,7   32,6   

Inländer 13   11,7   
FR Ausländer 7   8,9   

darunter EU 6,4   8,8   

Inländer 35,5   34,1   
GR Ausländer 25,3   12,8   

darunter EU 29   23,8   

Inländer 21,8   20,7   
IR Ausländer 22,8   22,7   

darunter EU 22,3   22,9   

Inländer 10,9   12,2   
LX Ausländer 5,5   6,5   

darunter EU 5,2   6,5   

Inländer 10,2   11,6   
NL Ausländer 8,4   7,9   

darunter EU 9,7   8,6   

Inländer 27,3   25,8   
PO Ausländer 15,3   34,9   

darunter EU 42,2   33,8   

Inländer 12,4   13   
UK Ausländer 15,9   13,7   

darunter EU 15,1   15,2   

Definitionen und Abkürzungen:

Arbeitskräfte :
Erwerbstätige und Arbeitslose ab Alter 15

Beschäftigungsquote :
Anteil der Erwerbstätigen an der Referenzbevölkerung
(Erwerbstätige, Arbeitslose und Nichterwerbstätige ab 15 Jahren)

Arbeitslosenquote :
Anteil der Arbeitslosen an den Arbeitskräften

Selbständigenquote :
Anteil der Selbständigen an den Erwerbstätigen

Länderabkürzungen:

AT Österreich

BE Belgien

DE Deutschland

DK Dänemark

ES Spanien

FI Finnland

FR Frankreich

GR Griechenland

IR Irland

IT Italien

LX Luxemburg

NL Niederlande

PO Portugal

SE Schweden

UK Großbritannien


